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Der 6° Senat dee Buhdessoäialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 49° Juli 1975

durch den Vorsitzenden_■ichter
13:c° Langkeit‚dieRichtef
Dr„4 S t r a u

bi und Dr° H e i n z e und dic

ehrenamtlichen Richter Dr. H a s s e l k u s 3

und Br° “W
e n w i e s‘e r

für Recht
erkannt:

Auf die Revisiön der Beklagten wird das Urteil

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 493

Juli 1972 aufgehoben°

Die Berufung der Klägerin gegen äas Urteil der

Sozialgerichts München vcm 48° Augusf 1974 wird

zurückgewiesen„‘

Kosten—des Berufungs— unä Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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Der Rechtes breit betrifft die Fre.ge, ob die Klägeri.n di

Vorause ebzungen für die Eintregu.hg in des bei er Beklag—

ten geführte besondere Verzeichnis (% 5 Abe„ 2 äes Ge—

etzes über die Zulassung von nach % 49 des Zahnheilkunde-

gesetz sberechtigten Personen zur Behmndlung der "ver31«

cberten in der gesetZlichen Krenkenversicherung vom 270

April 1970 „ BGBl 1 445 —im folgenden ZulG genannt —)
‘erfüilt„

Die am 45° Dezember 4954 geborene KMgerin befand sich

von 4° September 4949 nie zum 54° August 4952 als Dencisten—

nrektikantin in der dentistischen Grundeusbildunc° Am

49° Juli 4952 legte sie'die Prüfung als Dentistenessisten—

tin mit Erfolg ab° Vom 4° September 4952 bis zum 45.

Oktober 4956 war die Klägerin bei ihrem Vater, dem Zehn—

arzt Heinrich Baxti; e.ls Dentistem1ssietentin tätig. An—
schließend besuchte sie des Lehrinstitut München äes Eune

desverbendes der Deutschen Zehnärzte e„V„ ■ié ?rüfung

nach @ 40 des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde

vom 54° Iiurz 4952 (Znnuneil“"ndege etz — ZHG ») bestanä die

Klägerin nicht° Seit Oktober 4959 ist sie wieder in 6er

Praxis ihres Vat rs täti@=

Die Beklagte lehnte die von der Klägeri.n beantragte Ein—
tra ang ab (Bescheid vom 44° Januar 4974 idF des Wider—

pi ©)- sbescheiö.es vom 54„ März 4974): Die Klägerin haoe

Mu zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zahnheilkunde—

ezesetz am 4 April 4952 in der äusbildung zum Dentisten

U
)

‚n

befunden und deshalb nicht im Sinne
von @ 49 ZHG "äie

Zahnheillcunde ausgeüot"
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Die dagegen erhobene verbundene Anfechtungs— und Verpflich—

tungsklege hat das Sozialgericht (SG) München abgewiesen
(Urteil vom 48. August i971).

Mit ihrer Berufung hat die Klägerin beantragt, ”das Urteil;

des SG München aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,
die Klägerin in des Verzeichnis nach @ @?ZHG einzutragen"°

Das Bayerische Lendéssozialgericht (LSG) hat das SG—Urteil
sowie die Bescheide der Beklagten aufgehoben.und festgeé

*stellt; "daß 5 19 ZHG auf die Klägerin Anwendun findet"°

Das LSG ist davon ausgegangen, daß die Beklagte zur Eintre—
gung der Klägerin in das Verzeichnis gemäß @ } zu1e nicht

verpflichtet geweéen sei, weil es en der Voraussetzung
‚einer mindestens fünfjährigen selbständigen Ausübung der
Zahnheilkunde gemäß 5 5 Abs° 3 ZulG fehle; Es hat aber den

Antrag der Klägerin in ihrem "wohlverstahdenen Interesse”

dahin ausgelegt, daß die Feststellung begehrt werde,—ob
@ 49'EHG auf diese Anwendung finde: Dieses Feststellungsbe—

gehren sei zulässig, weil es sich nicht nur um eine Vorfregé

für die Eintragung, sondern um einen "selbständigen quanti4i

tativen Teil eines öffentlich—reChtlichen Bechtsterhält—
nisses“ handele° Ein berec tigtesilnteresse

en alebeläiger-

Feststellung sei der Klägerin im Hinblick auf eine spätere

Berechtigung zur Aufnahme in des Verzeichnis nach @ 5 ZulG‘

zuzubilligen°

Die Feststellungsklege sei auch begründet: Die in 5 49 2353
verwirklichte Absicht des Gesetzgebers‚ allen Berungruppen

der Zahnheilkunde die Fortführung des Berufe ”im hisherigend

Umfange" zu gewährleisten; erfasse auch den Berufsnechnuchs,

der —
Was die Klägerin durch ihr.$tudiu■

am Lehrinstitut

in München und die Tätigkeit in der Praxis ihres Vaters

bewiesen habe — "diesen Beruf mit der Absicht gewählt und

ergriffen habe, ihn zu einer dauernden Lehensgrundlage‘zu
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machen"° Es sei mit dem Sinn dieser Regelung unvereinber

und eine nicht zu vertretende Härte, wollte man die Klägerin

— obwohl zum Stichtag noch nicht Dentistenassistentin —
um die Früchte ihrer Ausbildung bringeno

Gegen das Urteil hat die Beklagte die zugelassene Revision

eingelegt: Das LSG habe den Antrag der Klägerin nicht als

Feststellungsklege deuten dürfen;' Außerdem sei es nicht

zulässig, durch eine Art " tatusklage" Befugnisse nach

3 49 ZHGfeststellen zu lessenc Im übrigen könne die Be—
sitzstandsregelung des @ 49 ZHG auf Personen, die sich —
wie die Klägerin — in der Ausbildung zum staatlich aner—
kannten Dentisten befunden hätten, nicht angewendet werden„

Hierfür bestehe kein Bedürfnis, weil sie nach näherer Bee

stimmung des ZHG ihre Ausbildung hätten fortsetzen und die

Bestellung als Zahnarzt erreichen können° Scheitere dies

am fehlenden Abschlußerfolg der Ausbildung, so stünden sie

nicht anders als andere Studierende mit fehlenden Examens—

abschlußo

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG

München vom 18„ August 1974 zurückzuneisena

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzumeisen°

Sie hält die Ausführungen des LSG zu @ 79 ZHG für zutref—
fend: Bis zum i„ April 1952 sei zur Ausübung der Zehn&

heilkunäe keine Ausbildung erforderlich gewesen„ Die
Klägerin könne auf Grund des für ihre Behandlungsbefugnis

überflüssig gew eenen Ausbildungsvertrages nicht ungünsti—

ger gestellt werden, als wenn sie ohne Vertrag zehnhéil—

\‚T
1
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kundlich tätig gewesen sei° Dies ergebe sich auch äus

der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH), wonach
@ 49 ZHG auf Dentistenassistenten anzuwenden sei (BGHSt 12,

120 ff)„ (Es sei ä■äüäd, die Klägerin nach 25—jähriger

Behandlungstätigkeit als nicht nach @49 ZHGbehandlung“—

beréchtigt zu bezeichnen‚ Im übrigen seien die Voraus-

setzungen für die nach wie vor erstrebte Eintragung in
das Verzeichnis nach 5 5 Abs° 2 ZulG gegeben; insbesondere

sei die für die Eintragung erforderliche Vorbereitungszeit ’

‚durch ihre unselbständige Tätigkeit in der Kessenpraxis

des Vaters abgele'istet° 'Hiervon sei in anderen Fällen auch

die Beklagte ausgegangen° Deshalb habe die Klägerin

darauf Vertraut; daß die Beklagte auf Grund eines rechts-
kräftigen—Fe$tstéllungsurteils die begehrte Eintragung
vernehmen werde° Aus diesem Grunde habe die Klägerin da—
von abgesehen, wegen der Abweichung des LSG vom

Eetüfungs—

‚antrag Revision einzulegen„

II

Die Revision ist begründet°

Soweit das LSG festgestellt hat "daß 5 19 zne auf_die„
Klägerin Anwendung findet", ist das engefbchtehe Urteil

aüfzuheben, weil das Berufungsverfahren an einem wesent-

lichen Mangelleidet„ DerMangelim Verfahrendes tee ist
darin zu sehen, daß — wie die Revision.mit Recht rügt — das

LSGein @eststellungsurteil“erlaSSen'hat; ohneda■iie
Klägerin einen Feststellungsanspruch erhoben hat (BSG 5,

124 ff; 7, 5, 6)°

Mit ihrem Berufungsantrag, "die Beklagte zu verurteilen,
die Klägerin in das-Verzeichnis nach 5 19 ZHG einzutragen",

hat die Klägerin eine Verpflichtungeklagé - verbunden mit
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der Anfechtung der Ablehnungsbescheide — nach 3 54 Ab„° %

des 8021015e31chts5es0t:CS (SGG) erhoben° Entgegen äer

Annanme ä-s 13 kann der Klageantregn nicht — auch nicht

im nach Ansicht des LSG "wohlvcrstandenen Interesse" aer
Klägerin — als Feststellungs begehren nach 5 55 3—3 ausge—
legt werden° Die Klägerin verlangt die Eintragung in des

nach @ 5 Abs° 2 ZulG bei der Beklagten zu führenäe Ver-

zeichnis, wofür die Prüfung de „Vor iegens der Vorauss Gu—

‘zungen nach % 19 EHC nur Vorfrage ist„ Sie hat dies im

ieU
)

Rerisionsverfahren bekräftigt und klargestellt, daß

(4 0“(),..!-die Auslegung des LSG als eine W*8ichung von ihren

pPlic1tungcanureg ansichtc — irr %rigen wäre auch für eine

selbständige gerichtliche Fe&‘sueljung ö.er rein berufsrecht—

lichen Frege‚ ob die Klägerin die »%or sset zungen nach 3 :?

ZHQ erfüllt der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialge—
—}J-
7.U U

)

barkeit nicht gegeben°

Die von der Klägerin erhobene
Anfechtungs—

und Verpflict—

tungs klege ist unbegründet° Die Eintragung in nes beson—

dere Verzeichnis nach5 5 Abs„ 2 ZulG scheitert entgeßcn

de Auffassung des LSG allerdings ni t
die Klägerin seit Inkref treten des EEG nicht minäestens

0 „ ‚.*'
5

schon üeren, daß

.iünf Jahre die Zahnheilkunde eelbstänäig aus geubt hat°
'n8 5 Absg 5 Zu G ersetzt nicht, %näern erga enzt die negelung1

des % 3 Abs° 2 Buchst° b, A.bs„ 3 der Zulassungso räneng für

Zehnarzte (ZO—Zahnärz te) über eie vorbereitun ngs zeit° urunc—

ätzlich ist gemäß$ 2 Zuleiür die Eintragung in äes Ver—

201ichnis nach — 3 Abs° 2 ZulG die für Zahnärzte nach 5 p

Abso 2 Buchs ° b ZO—Zahnärzte geforderte Vorbereitungs zeit

zu ÖM1CliuUf'n; @ 5 Abs° 5 ZulG gestattet zugunsten der
(

nach S 19 EKG berechtigte en Personez. lediglich, die Ablei—
_1 “v

ecung cn unter den dort genannten abv:eichenäen Jereueeet—

zzungen anzunehmen° Dies folgt nicht nur 913 dem vor tlaut

.»
.l

es ZulG des im Unterschieä zu der fürd ie Bestellung
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(@ 5 Abs° ?) und das Arztregister (5 5 Abs„ 2) bestimn—

ten Abweichung in'5 5 Abs° 5_eben nicht davon spric t,
daß die dort getroffene Regelung "an die Stelle" der

nach 5 2 ZulG sinngemäß anwendbaren Bestimmungen der
ZO—Zahnärzte "tritt"° Das gleiche ergibt sich auch aus
der Entstehungsgeschichte des Gesetzes„ Nach dem Entwurf

der Bunde$regierung vom 25° Januar 4970“(BT—Drucks° VI/276)
sollte die Ableistung einer Vorbereitungszeit ganz ent—

fallen (5 5 Abs° 2 setz 2 des Entwurfes)° Auf Empfehlung

der zuständigen Ausschüsse wurde mit der Aufnahme‚des

Abs„ 5 zu 5 5 des Gesetzes ”aus Billi@keitsgründen die
Ausübung einer fünfjährigen selbständigen Tätigkeit en—
stelle der grundsätzlich zu fordernden Vorbereitungszeit

vorgesehen", um unter Vermeidung unbilliger Härten sicäer—

anstellen, daß die von 5 49 ZHG erfaßten ?erSonen insoweit

“mit Zahnärzten und Dentistenogleichbehandelt werden"
(Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozielordnung

— ÄO„‘Ausschuß —vom 49„ März 4970 —ET—Brucks° VI 555)„
Danach kenn die zur Eintragung in das'Verzeiohnis nach

5 5 Abs„ 2 ZulG erforderliche Vorbereitungszeit (aueh)
gemäß 5 5 Abs„ 2 BuchSt„ %, Abs„ 5 ZO—Zahnärzte durch

eine unselbständige Tätigkeit ebgeleistet werden‚ wie sie

die Klägerin auf Grund ihrer Beschäftigung in der Praxis

ihres Vaters für sich in Anspruch nimmt°

Gleichwohl steht der Klägerin ein Anspruch auf Aufnahme
in das äerzeichnis nicht zu„ Entgegen der Ansicht des

LSG gehört sie nicht Zu den nach 5 49 ZHG begünstigtén

Personen° Nach dieser Vorschrift dürfen Personen‚ die

nicht im Besitz einer Bestellung als Arzt oder Zahnarzt

sind‚ die vor dem Inkrafttreten des ZHG ausgeübte'Zahn—

heilkunde auch nach diesem Zeitpunkt weiter ausüben

(% 49 Abs° 1 ZHG)° Sinn und Zweck der Vorschrift i3t es‚
den Härten zu begegnen, die sich für diese Personen aus_

der Aufhebung der Kurierfreiheit durch Einführung des
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Bestallungserfordernisses (gg? Abs„ 1 Satz ? ZHG) ergeben
hätten; ihr erworbeqer Besitzstand soll nicht angetattu
werden (vgl° Verhandlungen des Deutschen Bundestages,'

Band 40, Seite 8510 A; BVerfGE 25, 256, 2ä4; BVerwG, Be—

schluß vom 24° Februar 4958, Samml° BVerwGNr„ 1 zu 448/01)‚

Lie Klägerin hat beim Inkrafttreten des ZHG einen nach
% 19 ZHG geschützten beruflichen Besitzstand nicht inuege—

habt, Weil sie vor dieSem Zeitpunkt die Zahnheilkunäe nicht
im Sinne der Vorschrift ausgeübt hat° Nas unter "Ausübung

7 ., .,- „der Laßnheilkunde" zu Verstehen ist, ergibt 5 4 Abs„ 2 Zn ‚
l!“.ach muß es sich um eine nerufsmäßige auf zahnärztlich

senscha£tliche Erkenntni$se gegründete Feststellung uhä
andlung von Zahn»; Mund: und Kieferkrankheiten” handeln°

Diese Begriffsmerkmale sind durch die Tätigkeit der Klä—
gerin als Dentistenbraktikantin; die sie nach den für las

Revisionsgericht bindenden {% 163 SGG) und von den Betei—
ligten nicht angegriffenen Feststellungen äes LSG vom 4°

$Gptember ?949 bis zum Inkrafttreten des ZHG am ■„ April
4952 ausgeübt hat, nicht verwirklicht„ Das Dentiéten rek—

tikum ist gemäß5 @Ab8„ ? mr„ } der Ausführungsbestimmun—
gen zu % 4e5 der Reichsversicherungsordnung (EVO) in der
bis zum 4„ April 1952 geltenden Fassung (RVG a?) eine drei—
jährige Ausbildung; sie stellte den ersten Abschnitt auf

dem Wege zur
Anerkennung als staatlich geprüfter Dentist

der, die nach Ablegung der Dentistenassistentenprüfung,

zweijähriger Tätigkeit als DentiStenassistent unä einjäh—

rigem Besuch eines Lehrinetituts erreicht werden konnte

(@ 4 Nrn„ 5 bis 6 der Ausführungsbestimmungen vom 25° Eo—
vember 1959 „ HMBliV Sp„ 2396 — idF der Änderung une zwei—

ten 331gnzmg vom “seoDezemberdem
.. ment Sp„ 2284 -)

und die Behandlung von Zahnkrankheiten im Rahmen der EVO

GTMÖéÜÄCEÜG(Väie VÖ äber die Zulassung von Zaheärzten
und Zahntechnikern zur Tätigkeit bei den Kraukenkassen

_ 9 _
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vom 27° Juli 4953
„ BGBl I 541 — idF der VO vom €2. Januar

4958 — QGBl I 29 —). Zu Recht hat das SG angenommen, daß

die Klägerin sich als Dentisténpraktikantin in'der Berufs—
ausbildung und deshalb nicht in der Berufsausübung im Sinne

der 55 49, 1 Abs; 2 ZHGbeinnde■bat. Dies ist unabhängigf
davon richtig, in welchem Umfangs die Klägerin — möglicher»

weise in der beim Inkrafttreten des ZHG sich dem Ende zu—
neigenden Ausbildung zunehmend —

Verrichtungen bei der

Behandlung von Patienten selbst ausgeführt hat. Denn gg-

weit dies der Fall gewesen ist, stand nach dem Sinn des
„eingegangenen Ausbildungsverhältnisses im Vordergrund

‘ihres Tätigwerdens die Absicht, Fähigkeiten zu erwerben und

zu vervollkommnen, und nur in diesem Rahmen verfolgte sie

das auf die’?atienten gerichtete Ziel, Heilerfolge zu be—'
wirken° Demgemäß war-ihre Behandlungstätigkeit vor dem

}Inkrafttreten des ZHG maßgebend von Ausbildungszweck gekenn»

Zeichnet‚ nicht aber von der "berufsmäßigen Feststellung

und Behandlung von Zäh■r, Mund—und Kieferkrankheiten"
gemäß 5 1 Abs° 2 ZHG° An einer Berufsausübung im Sinne

dieser Vorschrift fehlt es außerdem‚ weil die Klägerin'

im Rahmen ihres Praktikums nicht eigenverantwortlich gear—

beitet hat° Als Auszubildende war sie in ihrer Tätigkeit

(nach Inhalt und.Umfang) der Anleitung und Aufsicht des
ausbildenden Dentisten unterstellt; sie konnte deshalb

grundsätzlich weder selbständige Entscheidungen über Behand—

lungsmethoden und —maßnahmen treffen, noch war sie recht— ‘

lich für deren Erfolg den Patienten gegenüber verantwort—

lich° Eigenverantwortlichkeit gehört zur Ausübung der Zahn—

heilkunde im gesetzlichen Sinne° Durch dieses Merkmal un»
terscheiden sich die nach % ? Abs° 1 ZHG an eine (zehn—)ärztw

liche Bestellung gebundenen Berufstätigkeiten von anderen,

die ebenfalls im Bereiche der Zahnheilkunde geleistet werden,

aber au■Anweisung_auezuführen sind —hierzu gehören_die‘
Tätigkeit der zahnärztlichen Helferin und die Anfertigung

_ 40 „
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von Zahnersatz « und einer Bestallung nicht bedürfen

(ebenso: Habenicht in "Das öffentliche_Gesundheitswesen",

Bd„ II, S„ 77 ff)„ Da die Begriffsbestimmung des % 4

Abs° 2 ZHG in gleicher Weise für % 4 Abs“ 4 und 5 49 ZEG—
gilt, stehen der Klägerin auch mangels eigenverantwortli—

cher Anwendung der Zahnheilkunde die Vergünstigungen des

5 49 ZHG nicht zu„ 'Sinn unä Zweck der Vorschrift (Besitz—

star äwahrung) führen zu dem gleichen Er eebnis: Die Klä—
gerin kann nicht aus 5 49 ZHG die Berechtigung zu eigen—

vera ntwortlicheheilkundlicher Tätigkeit — auf die es ihr

ankommt — herleiten, wenn sie in dieser Weise in der maß—

gebenden Zeit vor ö.em Inkrafttreten des Gesetzes nicht

tätig gewesen ist°

Das Berufungsgericht_verkennt dies, wenn es meint, % 49

ZHG umfasse auch den Besitzstand des Berufsnachwuohses
Dessen Besit7 stand war e.näerweitig geschützt° Er bestand
bei Dentistenprektike nten darin, daß sie auf dem'Wege zur

angestrebten Anerkennung als staatlich geprüfter Dentist

und zur Kassenzulassung gemäß 5 425 EVO 35 bereits fort»
geschritten waren° In diesem Besitzstand sind sie dureh

das ZHG nicht beeinträchtigt uor clen° Ihr Berufsziel
konnten sie — wie die Klägerin versucht hat — gemäß 5 40

ZHG in Verbindung mit den Bestimmungen der dazu ergangenen
Prüfungsordnung vom 46° Februar 4954 (BGBl I 49) weiterver—

folgen bis hin zur nunmehr möglichen Bestellung und Kas-
senzulassung als Zahnarzt„ Da auch hierfür die Dentisten—

—ssistentenprüfung abzulegen war (€ 40 8%IG i Vmo $5 ?,
8 Abs„ 4 Nr„ 5 der Prufungsoränung), blieb die dafür be—

reits zurückgelegte Ausbiläungszeit anrechenbar (vgl‚Kuhns„

Das gesamte Recht der Heilberufe, S„ 1/2785 Koch, Das Be—
rufsrecht der @ahnärzte, @ 40 ZHG, 5° 60)°

Zu Unrecht meint die Klägerin, ihr könne die Berechtigun

nach 5 49 ZHG nicht abgesprochen werden, da sie inzwischen
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25 Jahre zahnbehandelnd gearbeitet habe° Die Zeit nach

dem 4° April 1952 muß uhberückSichti$t bleiben; nur der

vor diesem Zeitpunkt erWOrbene Besitzstand ist durch

5 19 zse geschützt. Daßdie Klägerin zur Ausübung‚der
Zahnheilkunde trotz langjähriger Ausbildung und Tätigkeit

auf diesem Gebiete nicht berechtigt ist, beruht darauf,

daß die Klägerin die in 5 40 ZHG vorgeschriebene staat—
liche Prüfung im Jahre 1959 nicht bestenden‘hat und damit

.des Schicksal derer teilt, denen trötz langjähriger Vor—

bereitung mangels eines erfolgreichen hüät■lüäses der an—‘
gäStrebte Beruf (Z°B„ Lehrer, Arzt, Rechtsanwalt usw,)

verschlossen bleibt. Daß die Klägerin ohne den erforder—
lichen Prüfungsebschluß von Oktober 4959 an in der Praxis

ihres Vaters weitergearbeitet hat, kann ihre Rechtsstel—'

lung nicht verbessern. '

Dieser Auffassung steht das Urteil des 4„ Strafsenats
des BGH vom 4. November 1958 (BGHSt 42, 420 ff), auf das

die Klägerin sich beruft, nicht entgegen° Danach soll

5 19 ZHGauch für Dentistenassistenten (55 9, iO‘ZHG).
gelten, die die Bestellung als zahnarzt oder schon die

staatliche Anerkennung als Dentist nicht erreichen oder
nicht einmal erstreben (aaO S. 125)‚ sten wenn man
dieser Auffassung zustimmt, läßt sich die genannte Ent—

scheidung wegen der zwischen Dentistenassistenten und
—praktikanten bestehenden wesentlichen Unterschiede

nicht auf diese anwenden, Zwar ist auch die berufliche
Entwicklung der Dentistenessistenten noch nieht abge—

' schlossen. Sie haben aber die dentistische Grundausbil—

dung als Praktikant ("Lehrzeit”, vgl„ Koch, aaO, % 9 ZHG,
Anm° ? S. 59) bereits erfolgreich abgeschlossen und

damit eine andere berufliche Stellung als dieser erreicht°

Dies wird auch aus den Ausführungsbestimmungen zu 5 425

RVG eF deutlich: Sie gehen beim DentiStenassistenten
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im Gegensatz zum Dentistenpraktikanten nicht von einer.

(Eerufs—) A u s b i 1 d u n g , sondern von einer
(Berufs—) T ä t i g k e i t aus (@@‘5, 6 ■er Ausfßest°

aaO)°

Das angefochtene Urteil war somit in vollem Umfange

aufzuheben und das erstinstanzliche Urteil wiederherzu—

stelleno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGS?
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